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716.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V e r t r a g

zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die
Ergänzung des Europäischen Übereinkom-
mens über die Rechtshilfe in Strafsachen
vom 20. April 1959 *) und die Erleichterung

seiner Anwendung

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Schweizerische Bundesrat

in dem Wunsch, das Europäische Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen — im folgen-
den als Übereinkommen bezeichnet — im Ver-
hältnis zwischen den beiden Staaten zu ergänzen
und die Anwendung der darin enthaltenen
Grundsätze zu erleichtern, sind übereingekom-
men, einen Vertrag zu schließen, und haben zu
diesem Zweck als ihre Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Erich Bielka-Karltreu, außerordentlicher
und bevollmächtigter Botschafter der Republik
Österreich in der Schweiz,

der Schweizerische Bundesrat
Herrn Bundesrat Pierre Graber, Vorsteher des
Eidgenössischen Politischen Departements.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer
in guter und gehöriger Form befundenen Voll-
machten nachstehende Bestimmungen vereinbart:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 41/1969

Artikel I

(Zu Artikel 1 des Übereinkommens)

(1) Das Übereinkommen und dieser Vertrag
werden auf strafbare Handlungen angewendet,
zu deren Verfolgung im ersuchten Staat die
Justiz- oder Verwaltungsbehörden zuständig
wären. Rechtshilfe durch Zustellung ist ohne
diese Beschänkung zulässig.

(2) Den Justizbehörden des ersuchenden Staa-
tes stehen seine Verwaltungsbehörden gleich,
wenn in ihrem Verfahren ein für Strafsachen
zuständiges Gericht angerufen werden kann.

(3) Das Übereinkommen und dieser Vertrag
werden auch angewendet:

a) auf die Zustellung von Aufforderungen
zum Strafantritt oder zur Zahlung von
Geldstrafen (Bußen) und Verfahrenskosten;

b) in Angelegenheiten des bedingten Auf-
schubs des Vollzugs einer Strafe, der beding-
ten Entlassung, des Aufschubs des Straf-
antritts oder der Unterbrechung des Voll-
zugs;

c) in Gnadensachen;
d) in Verfahren über Ansprüche auf Ent-

schädigung für ungerechtfertigte Haft oder
andere durch ein Strafverfahren entstan-
dene Nachteile, soweit nicht Bestimmungen
anderer zwischenstaatlicher Vereinbarungen
anzuwenden sind.
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Artikel II

(Zu Artikel 3 und 6 des Übereinkommens)

(1) Kann einem Ersuchen um Beschlagnahme
von Gegenständen oder Durchsuchung keine Aus-
fertigung oder beglaubigte Abschrift der richter-
lichen Anordnung beigefügt werden, so genügt
die Erklärung der zuständigen Justizbehörde, daß
die für diese Maßnahme erforderlichen Voraus-
setzungen nach dem im ersuchenden Staat gelten-
den Recht vorliegen.

(2) Rechte dritter Personen und — unbeschadet
des Absatzes 7 — des ersuchten Staates an den
nach Artikel 3 des Übereinkommens oder nach
diesem Vertrag zu übermittelnden Gegenständen
oder Schriftstücken bleiben unberührt.

(3) Außer den in Artikel 3 des Übereinkom-
mens erwähnten Beweisstücken werden auf Er-
suchen einer zuständigen Behörde zum Zwecke
der Aushändigung an den Geschädigten auch
Gegenstände übermittelt, die aus der strafbaren
Handlung herrühren, sowie das durch ihre Ver-
wertung erlangte Entgelt, es sei denn, daß

a) die Gegenstände im ersuchten Staat der
Einziehung oder dem Verfall unterliegen,
oder

b) eine an der strafbaren Handlung nicht be-
teiligte Person glaubhaft macht, sie habe
im ersuchten Staat daran gutgläubig Rechte
erworben, wenn ihre Ansprüche weder be-
friedigt noch sichergestellt worden sind.

(4) Ein solches Ersuchen kann bis zur Beendi-
gung der Strafvollstreckung gestellt werden.

(5) Artikel 6 Absatz 1 des Übereinkommens
ist auch hinsichtlich der in Absatz 3 des vorliegen-
den Artikels bezeichneten Gegenstände anwend-
bar. Einem Strafverfahren nach Artikel 6 Ab-
satz 1 des Übereinkommens steht ein anderes im
ersuchten Staat anhängiges Verfahren gleich.

(6) Bei der Entscheidung über den in Artikel 6
Absatz 2 des Übereinkommens vorgesehenen
Verzicht auf die Rückgabe wird berücksichtigt,
ob eine an der strafbaren Handlung nicht be-
teiligte Person glaubhaft macht, sie habe in einem
der beiden Staaten gutgläubig Rechte an den
Gegenständen erworben, und ob ihre Ansprüche
befriedigt oder sichergestellt worden sind.

(7) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige ding-
liche Haftung nach den Vorschriften des Zoll-
oder Steuerrechts wird der ersuchte Staat bei
der Übermittlung von Gegenständen unter Ver-
zicht auf deren Rückgabe nicht geltend machen,
es sei denn, daß der durch die strafbare Hand-
lung geschädigte Eigentümer der Gegenstände die
Abgabe selbst schuldet.

(8) Zu übermittelnde Gegenstände werden, so-
weit im Einzelfall nichts anderes vereinbart wird,
mit der Post übersandt oder an der Grenze
übergeben.

Artikel III

(Zu Artikel 4 des Übereinkommens)

(1) Auf Ersuchen der am Strafverfahren be-
teiligten Behörden wird deren Vertretern sowie
den sonstigen Beteiligten und ihren Rechtsbei-
ständen die Anwesenheit bei der Vornahme von
Rechtshilfehandlungen im ersuchten Staat gestat-
tet. Sie können ergänzende Fragen oder Maß-
nahmen anregen. Der Schutz nach Artikel 12
Absatz 1 und 3 des Übereinkommens gilt sinn-
gemäß für alle diese Personen.

(2) Zur Dienstverrichtung der Behördenver-
treter des anderen Staates bedarf es in der Repu-
blik Österreich der Zustimmung des Bundesmini-
sters für Justiz, in der Schweiz des Eidgenössi-
schen Justiz- und Polizeidepartements und der
Justizdirektion des Kantons, in dem die Rechts-
hilfe geleistet werden soll.

Artikel IV

(Zu Artikel 5 des Übereinkommens)

Rechtshilfe durch Beschlagnahme von Gegen-
ständen oder Durchsuchung wird nur geleistet,
wenn zur Verfolgung der strafbaren Handlung
im ersuchten Staat eine Justizbehörde zuständig
wäre. Artikel I Absatz 2 findet keine Anwendung.

Artikel V

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens)

Artikel 10 Absatz 2 des Übereinkommens fin-
det auf alle Fälle der Vorladung eines Zeugen
oder Sachverständigen Anwendung. Diese Perso-
nen können selbst einen Vorschuß nach Artikel 10
Absatz 3 des Übereinkommens verlangen.

Artikel VI

(Zu Artikel 11 und 12 des Übereinkommens)

(1) Ersucht einer der beiden Staaten darum,
daß eine bei ihm in Haft befindliche Person

a) bei der Erledigung eines Rechtshilfeer-
suchens im anderen Staat anwesend sein
oder

b) zu diesem Zweck über das Hoheitsgebiet
des anderen Staates in einen dritten Staat
befördert werden soll,

so wird diesem Ersuchen entsprochen, sofern
keine besonderen Bedenken dagegen bestehen.

(2) Für die Dauer des Aufenthaltes hat der
Staat, dem der Häftling nach Absatz 1 zugeführt
wird, diesen in Haft zu halten. Er darf ihn wegen
keiner vor seiner Zuführung begangenen Hand-
lung verfolgen.

(3) Der Häftling wird dem ersuchenden Staat
wieder übergeben, sobald der ersuchte Staat die
erbetene Rechtshilfehandlung durchgeführt oder
den Häftling von dem dritten Staat zurücküber-
nommen hat.
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Artikel VII

(Zu Artikel. 13 des Übereinkommens)

Der ersuchte Staat übermittelt von den Polizei-
behörden des anderen Staates für Zwecke der
Strafrechtspflege erbetene Auskünfte aus dem
Strafregister in dem Umfang, in dem seine Poli-
zeibehörden sie in ähnlichen Fällen erhalten könn-
ten. Auskünfte über getilgte (gelöschte) Eintra-
gungen werden keinesfalls erteilt.

Artikel VIII

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) In Zustellungsersuchen wird bei den An-
gaben über den Gegenstand und den Grund des
Ersuchens auch die Art des zuzustellenden Schrift-
stückes sowie die Stellung des Empfängers im
Verfahren bezeichnet.

(2) Telephonische und telegraphische Ersuchen
bedürfen schriftlicher Bestätigung.

Artikel IX

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens)

(1) Soweit dieser Vertrag nichts anderes be-
stimmt, können die Justizbehörden der beiden
Staaten unmittelbar miteinander verkehren. Wird
im Zusammenhang mit einem Rechtshilfeer-
suchen beantragt, die Anwesenheit eines Behör-
denvertreters bei der Vornahme der Rechtshilfe-
handlung im ersuchten Staat zu gestatten, so
wird überdies eine Abschrift des Ersuchens auf
dem in Absatz 2 vorgesehenen Weg übermittelt.

(2) Ersuchen um Vornahme einer Durchsuchung
oder Beschlagnahme, um Übermittlung von
Gegenständen, um Zuführung oder Durchbeför-
derung von Häftlingen werden durch den Bun-
desminister für Justiz der Republik Österreich
und durch die Eidgenössische Polizeiabteilung
übermittelt. In dringenden Fällen ist der unmit-
telbare Verkehr zwischen den Justizbehörden zu-
lässig, jedoch wird überdies eine Abschrift des
Ersuchens auf dem in Satz 1 vorgesehenen Weg
übermittelt.

(3) Ersuchen um Übermittlung von Auskünften
und Auszügen aus dem Strafregister zu straf-
rechtlichen Zwecken, einschließlich der Tilgung
(Löschung) von Eintragungen im Strafregister,
werden an das Strafregisteramt der Bundespoli-
zeidirektion Wien einerseits und an das Schweize-
rische Zentralpolizeibüro andererseits gerichtet.

(4) Die in Artikel VII dieses Vertrages erwähn-
ten Ersuchen werden durch den Bundesminister
für Inneres der Republik Österreich und durch
das Schweizerische Zentralpolizeibüro übermit-
telt. Bei Gefahr im Verzug ist der unmittelbare
Verkehr zwischen den Polizeibehörden und den
in Absatz 3 genannten Strafregisterbehörden zu-
lässig.

(5) Für Ersuchen um Auskünfte aus dem Straf-
register zu anderen als strafrechtlichen Zwecken
findet der Schriftverkehr zwischen dem Bundes-
minister für Justiz der Republik Österreich und
dem Schweizerischen Zentralpolizeibüro statt.

Artikel X

(1) In Angelegenheiten der Strafrechtspflege,
die von den Polizeibehörden des einen Staates
im Auftrag der Justizbehörden oder selbständig
bearbeitet werden, leisten die Polizeibehörden des
anderen Staates im Rahmen und in entsprechen-
der Anwendung des Übereinkommens und dieses
Vertrages Unterstützung durch Fahndung und
Personenfeststellung sowie durch Beschaffung und
Erteilung von Auskünften, einschließlich der zu
diesen Zwecken erforderlichen Befragung von
Personen. Bei Gefahr im Verzug umfaßt die
Unterstützung auch die sonstige Befragung von
Personen, die Durchsuchung und die Sicherstel-
lung von Gegenständen.

(2) Der Schriftverkehr nach diesem Artikel
findet zwischen dem Bundesminister für Inneres
der Republik Österreich und dem Schweizerischen
Zentralpolizeibüro statt.

Artikel XI

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens)

Übersetzungen von Ersuchen, die nach dem
Übereinkommen oder diesem Vertrag gestellt
werden, sowie von beigefügten Unterlagen kön-
nen nicht gefordert werden.

Artikel XII

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens)

Die durch die Übermittlung von Gegenständen
zum Zwecke der Aushändigung an den Geschä-
digten (Artikel II) und durch die Zuführung
oder Durchbeförderung von Häftlingen (Arti-
kel VI) entstandenen Kosten werden vom ersu-
chenden Staat erstattet.

Artikel XIII

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Auf Grund einer nach Artikel 21 des Über-
einkommens übermittelten Anzeige eines Ver-
tragsstaates werden die zuständigen Behörden
des anderen Vertragsstaates prüfen, ob nach des-
sen Recht eine strafgerichtliche Verfolgung ein-
zuleiten ist. Der Beurteilung von Zuwiderhand-
lungen im Straßenverkehr sind im ersuchten
Staat die am Tatort geltenden Verkehrsregeln
zugrunde zu legen.

(2) Eine zur Einleitung eines Strafverfahrens
notwendige Erklärung des Geschädigten (Antrag
oder Ermächtigung), die im ersuchenden Staat
vorliegt, ist auch im ersuchten Staat wirksam.
Eine nur nach dem Recht des ersuchten Staates
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erforderliche Erklärung kann innerhalb einer
Frist von zwei Monaten nach Eingang der An-
zeige bei der zur Strafverfolgung zuständigen
Behörde dieses Staates nachgeholt werden.

(3) Die Anzeige hat eine kurze Darstellung
des Sachverhalts zu enthalten. Ihr werden bei-
gefügt:

a) die Akten in Urschrift oder Abschrift sowie
in Betracht kommende Beweisstücke;

b) eine Abschrift der nach dem Recht des
ersuchenden Staates anwendbaren Strafbe-
stimmungen;

c) bei Zuwiderhandlungen im Straßenverkehr
außerdem eine Abschrift der für die Beur-
teilung maßgebenden Verkehrsregeln.

(4) Dem ersuchten Staat übermittelte Gegen-
stände oder urschriftliche Unterlagen werden
spätestens nach Abschluß des Verfahrens zurück-
gegeben, soweit der ersuchende Staat auf die
Rückgabe nicht verzichtet.

(5) Die Behörden des ersuchenden Staates
sehen von weiteren Verfolgungs- oder Vollstrek-
kungsmaßnahmen wegen der angezeigten Tat
gegen den Beschuldigten ab,

a) wenn die erkannte Strafe vollstreckt, er-
lassen oder verjährt ist;

b) solange der Strafvollzug ganz oder teil-
weise ausgesetzt oder die Entscheidung über
die Bestrafung aufgeschoben ist;

c) wenn aus Beweisgründen ein rechtskräftiger
Freispruch oder eine endgültige Einstellung
erfolgt ist.

(6) Die durch die Anwendung des Artikels 21
des Übereinkommens und dieses Artikels ent-
standenen Kosten werden nicht erstattet.

(7) Dieser Artikel findet auch in dem in Arti-
kel 6 Absatz 2 des Europäischen Auslieferungs-
übereinkommens vom 13. Dezember 1957 gere-
gelten Fall Anwendung.

Artikel XIV

(Zu Artikel 22 des Übereinkommens)

(1) Die Strafnachrichten werden mindestens
einmal vierteljährlich zwischen dem Bundesmini-
ster für Inneres der Republik Österreich und
dem Schweizerischen Zentralpolizeibüro ausge-
tauscht.

(2) Der Bundesminister für Justiz der Republik
Österreich und die Eidgenössische Polizeiabtei-

lung übermitteln einander auf Ersuchen im Ein-
zelfall Abschriften strafgerichtlicher Erkenntnisse,
um dem ersuchenden Staat die Prüfung zu er-
möglichen, ob sie Anlaß zu innerstaatlichen Maß-
nahmen geben.

Artikel XV

Im Sinne dieses Vertrages umfaßt der Aus-
druck „Strafe" auch eine vorbeugende (sichernde)
Maßnahme.

Artikel XVI

(Zu Artikel 29 des Übereinkommens)

Kündigt eine der beiden Vertragsparteien das
Übereinkommen, so bleibt es zwischen ihnen
weiterhin, zunächst für zwei Jahre, in Kraft. Diese
Frist beginnt sechs Monate nach Eingang der
Notifikation beim Generalsekretär des Europa-
rates. Sie gilt stillschweigend als für jeweils ein
Jahr erstreckt, es sei denn, daß eine der beiden
Vertragsparteien der anderen sechs Monate vor
dem Ablauf der Frist schriftlich mitteilt, sie
stimme einer weiteren Erstreckung nicht zu.

Artikel XVII

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Dieser Vertrag kann jederzeit schriftlich
gekündigt werden; er tritt sechs Monate nach
der Kündigung außer Kraft. Er tritt auch ohne
Kündigung in dem Zeitpunkt außer Kraft, in
dem das Europäische Übereinkommen über die
Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Parteien
des vorliegenden Vertrages unwirksam wird.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterschrieben und
mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Bern am 13. Juni 1972 in
zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Republik Österreich:

Dr. Bielka m. p.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Graber m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnete Ratifikationsurkunde wurde am 14. No-
vember 1974 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. XVII Abs. 2 am 14. Dezember
1974 in Kraft.

Kreisky
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Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V e r t r a g

zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die
Ergänzung des Europäischen Auslieferungs-
übereinkommens vom 13. Dezember 1957 *)

und die Erleichterung seiner Anwendung

Der Bundespräsident der Republik Österreich

und

der Schweizerische Bundesrat

in dem Wunsch, das Europäische Auslieferungs-
übereinkommen — im folgenden als Überein-
kommen bezeichnet — im Verhältnis zwischen
den beiden Staaten zu ergänzen und die Anwen-
dung der darin enthaltenen Grundsätze zu er-
leichtern, sind übereingekommen, einen Vertrag
zu schließen, und haben zu diesem Zweck als ihre
Bevollmächtigten ernannt:

der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Erich Bielka-Karltreu, außerordentlicher
und bevollmächtigter Botschafter der Republik
Österreich in der Schweiz,
der Schweizerische Bundesrat
Herrn Bundesrat Pierre Graber, Vorsteher des
Eidgenössischen Politischen Departements.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer
in guter und gehöriger Form befundenen Voll-
machten nachstehende Bestimmungen vereinbart:

Artikel I
(Zu Artikel 1 des Übereinkommens)

Entscheidet über die Anordnung des Vollzugs
einer Strafe nach dem Recht des ersuchenden
Staates eine Verwaltungsbehörde, so steht diese
Entscheidung der einer Justizbehörde im Sinne
des Übereinkommens gleich.

Artikel II
(Zu Artikel 2 des Übereinkommens)

(1) Die Auslieferung wird auch bewilligt, wenn
das Maß der noch zu vollziehenden Freiheitsstrafe
oder bei mehreren noch zu vollziehenden Frei-
heitsstrafen deren Summe mindestens drei
Monate beträgt.

(2) Wird eine Auslieferung nach Artikel 2 Ab-
satz 1 des Übereinkommens bewilligt, so wird die
Auslieferung auch wegen anderer Handlungen
bewilligt, wenn diese in beiden Staaten mit einer
von einem Gericht zu verhängenden Strafe be-
droht sind.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 320/1969

(3) Die Auslieferung zum Vollzug einer vor-
beugenden (sichernden) Maßnahme, die auch im
Zusammenhang mit strafbaren Handlungen an-
geordnet worden ist, derentwegen die Ausliefe-
rung unzulässig ist, wird bewilligt, wenn die
Maßnahme selbst ohne Rücksicht auf diese Hand-
lungen angeordnet worden wäre.

Artikel III

(Zu Artikel 7 und 8 des Übereinkommens)

(1) Der ersuchte Staat wird die Auslieferung
wegen einer strafbaren Handlung, die nach seinen
Rechtsvorschriften seiner Gerichtsbarkeit unter-
liegt, bewilligen, wenn wegen einer anderen straf-
baren Handlung ausgeliefert wird und die Abur-
teilung wegen aller strafbaren Handlungen durch
die Justizbehörden des ersuchenden Staates im
Interesse der Wahrheitsfindung, aus Gründen der
Strafzumessung und des Strafvollzugs oder im
Interesse der Resozialisierung des Rechtsbrechers
zweckmäßig ist.

(2) Absatz 1 ist bei der Entscheidung über die
Zustimmung zu einer Weiterlieferung sinngemäß
anzuwenden.

Artikel IV

(Zu Artikel 9 des Übereinkommens)

(1) Die Auslieferung wird auch nicht bewilligt,
wenn die Handlungen in einem dritten Staat
verübt worden sind und dort darüber eine der
in Artikel 9 des Übereinkommens erwähnten
Entscheidungen ergangen ist, sofern gegen diese
Entscheidung keine besonderen Bedenken be-
stehen.

(2) Ist im ersuchten Staat ein rechtskräftiges
Urteil ergangen, so wird dessenungeachtet unter
den Voraussetzungen des Artikels III Absatz 1
dieses Vertrages die Auslieferung bewilligt, wenn
neue Tatsachen oder Beweise die Wiederaufnahme
des Strafverfahrens rechtfertigen, oder wenn die
im Urteil verhängte Strafe ganz oder teilweise
nicht verbüßt ist.

(3) Die Auslieferung wird nicht abgelehnt,
wenn im ersuchten Staat nur wegen des Mangels
der eigenen Gerichtsbarkeit kein Strafverfahren
eingeleitet worden ist oder ein bereits eingelei-
tetes Strafverfahren nicht zu einer Verurteilung
geführt hat.
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Artikel V

(Zu Artikel 10 des Übereinkommens)

Für die Unterbrechung der Verjährung sind
allein die Rechtsvorschriften des ersuchenden
Staates maßgebend.

Artikel VI

(1) Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie
steht der Auslieferung nicht entgegen, wenn die
strafbare Handlung der Gerichtsbarkeit dieses
Staates nicht unterliegt.

(2) Die Verpflichtung zur Auslieferung wird
durch das Fehlen einer Erklärung des Geschädig-
ten (Antrag oder Ermächtigung), die nach dem
Recht des ersuchten Staates zur Einleitung des
Strafverfahrens erforderlich wäre, nicht berührt.

Artikel VII

(Zu Artikel 12 des Übereinkommens)

(1) Ersuchen um Auslieferung oder Durch-
lieferung werden unbeschadet der Zulässigkeit des
diplomatischen Weges für die Republik Öster-
reich durch den Bundesminister für Justiz, für
die Schweizerische Eidgenossenschaft durch die
Eidgenössische Polizeiabteilung gestellt. Auch der
sonstige Schriftverkehr zwischen den beiden Staa-
ten findet auf diesem Weg statt, soweit das Über-
einkommen und dieser Vertrag nichts anderes
bestimmen.

(2) Einem Ersuchen um Auslieferung oder
Durchlieferung zur Vollstreckung sind die Unter-
lagen beizufügen, aus denen sich die sofortige
Vollstreckbarkeit des Erkenntnisses ergibt.

(3) In den Fällen des Artikels II Absatz 2 dieses
Vertrages kann dem Ersuchen anstelle eines Haft-
befehls oder einer gleichwertigen Urkunde im
Sinne des Artikels 12 Absatz 2 lit. a des Überein-
kommens die Urschrift oder eine beglaubigte
Abschrift einer richterlichen Urkunde beigefügt
werden, aus der sich der Sachverhalt ergibt. Das
gleiche gilt in den Fällen, in denen bereits aus-
geliefert worden ist und nachträglich um Zustim-
mung zur weiteren Verfolgung ersucht wird.

Artikel VIII

(Zu Artikel 14 des Übereinkommens)

(1) Die bedingte Freilassung ohne eine die Be-
wegungsfreiheit des Ausgelieferten einschrän-
kende Anordnung steht der endgültigen Frei-
lassung gleich.

(2) Im Sinne des Artikels 14 Absatz 2 des
Übereinkommens kann der ersuchende Staat auch
Maßnahmen treffen, um die für ein Ersuchen
um Zustimmung nach Artikel 14 Absatz 1 lit. a

des Übereinkommens erforderlichen Unterlagen
zu erhalten. Zu diesem Zweck ist die Verneh-
mung (Einvernahme) des Ausgelieferten und seine
Vorführung zur Vernehmung (Einvernahme) zu-
lässig. Nach der Stellung eines Ersuchens um Zu-
stimmung kann der Ausgelieferte bis zum Ein-
gang der Entscheidung über dieses Ersuchen im
ersuchenden Staat in Haft gehalten werden, wenn
nach dessen Rechtsvorschriften die Anordnung
der Haft an sich zulässig ist.

Artikel IX

(Zu Artikel 15 des Übereinkommens)

Einem Ersuchen um Zustimmung zur Weiter-
lieferung an eine andere Vertragspartei des Über-
einkommens oder an einen dritten Staat sind die
in Artikel 12 Absatz 2 des Übereinkommens er-
wähnten Unterlagen beizufügen, die dem um Zu-
stimmung ersuchenden Staat übermittelt worden
sind.

Artikel X

(Zu Artikel 16 des Übereinkommens)

(1) Ersuchen um vorläufige Verhaftung können
gestellt werden
— auf österreichischer Seite durch die Gerichte,

die Staatsanwaltschaften sowie den Bundes-
minister für Justiz und den Bundesminister
für Inneres,

— auf schweizerischer Seite durch die Gerichte,
die Strafverfolgungs- und Strafvollzugsbehör-
den sowie die Eidgenössische Polizeiabteilung.

(2) Die Angabe der strafbaren Handlung im
Ersuchen hat eine kurze Darstellung des Sach-
verhalts zu umfassen.

Artikel XI

(Zu Artikel 17 des Übereinkommens)

Zugleich mit der Entscheidung nach Artikel 17
des Übereinkommens wird der ersuchte Staat
auch über die Zulässigkeit der allfälligen Weiter-
lieferung entscheiden. Er wird diese Entscheidung
allen beteiligten Staaten bekanntgeben.

Artikel XII

(Zu Artikel 19 des Übereinkommens)

(1) Artikel 19 Absatz 1 des Übereinkommens
wird auch beim Vollzug einer vorbeugenden
(sichernden) Maßnahme angewendet.

(2) Um die zeitweilige (vorübergehende) Über-
gabe im Sinne des Artikels 19 Absatz 2 des Über-
einkommens kann zur Durchführung dringender
Prozeßhandlungen ersucht werden. Die Prozeß-
handlungen sind im Ersuchen näher zu bezeich-
nen. Der Übergabe wird nicht zugestimmt, wenn
durch sie eine gerichtliche Verfolgung im ersuch-
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ten Staat erheblich verzögert oder erschwert
wird. Nach Durchführung der Prozeßhandlungen
im ersuchenden Staat oder auf Verlangen des
ersuchten Staates wird die übergebene Person
(der Verfolgte) zurückgegeben.

(3) Im Falle der zeitweiligen (vorübergehenden)
Übergabe wird die übergebene Person (der Ver-
folgte) im ersuchenden Staat für die Dauer ihres
(seines) Aufenthalts in Haft gehalten. Diese Haft
wird im ersuchten Staat angerechnet.

(4) Die durch eine zeitweilige (vorübergehende)
Übergabe im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates
entstandenen Kosten werden nicht erstattet.

Artikel XIII

(Zu Artikel 20 des Übereinkommens)

(1) Der ersuchte Staat gibt in den Fällen des
Artikels 20 Absatz 1 und 2 des Übereinkommens
zugleich mit der Mitteilung über die Sicherstel-
lung von Gegenständen bekannt, ob die auszu-
liefernde Person (der Verfolgte) mit der unmittel-
baren Rückgabe an den Geschädigten einverstan-
den ist. Der ersuchende Staat teilt dem ersuchten
Staat so bald wie möglich mit, ob er auf die
Übergabe der Gegenstände unter der Bedingung
verzichtet, daß sie gegen Vorweis einer Beschei-
nigung seiner zuständigen Justizbehörde dem
Geschädigten oder dessen Beauftragten ausge-
händigt werden.

(2) Im übrigen werden die in Artikel 20 Ab-
satz 1 des Übereinkommens bezeichneten Gegen-
stände oder gegebenenfalls das durch ihre Ver-
wertung erlangte Entgelt auch ohne besonderes
Ersuchen, wenn möglich gleichzeitig mit der aus-
zuliefernden Person (dem Verfolgten), übergeben.
Hinsichtlich der Gegenstände, die der ersuchende
Staat nach seiner Erklärung nicht als Beweismittel
benötigt, kann jedoch der ersuchte Staat von der
Übergabe absehen,

a) wenn der Geschädigte in diesem Staat
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder

b) wenn eine an der strafbaren Handlung
nicht beteiligte Person glaubhaft macht, sie
habe im ersuchten Staat daran gutgläubig
Rechte erworben, wenn ihre Ansprüche
weder befriedigt noch sichergestellt worden
sind.

(3) Der ersuchende Staat ist berechtigt, von
der in Artikel 20 Absatz 4 des Übereinkommens
vorgesehenen Rückgabe von Gegenständen an
den ersuchten Staat abzusehen, es sei denn, daß
die Bedingungen nach Absatz 2 lit. b vorliegen.

(4) Ein Zollpfandrecht oder eine sonstige ding-
liche Haftung nach den Vorschriften des Zoll-
oder Steuerrechts wird der ersuchte Staat bei
der Übergabe von Gegenständen unter Verzicht
auf deren Rückgabe nicht geltend machen, es sei

denn, daß der durch die strafbare Handlung
geschädigte Eigentümer der Gegenstände die Ab-
gabe selbst schuldet.

Artikel XIV

(Zu Artikel 21 des Übereinkommens)

(1) Für die Dauer der Durchlieferung hat der
darum ersuchte Staat die ihm übergebene Person
in Haft zu halten.

(2) Soll eine Person (ein Verfolgter) auf dem
Luftweg durch das Hoheitsgebiet eines der beiden
Staaten ohne Zwischenlandung befördert werden,
so teilt der ersuchende Staat auch mit, daß die
Person (der Verfolgte) nach den bekannten Tat-
sachen und den vorhandenen Unterlagen die
Staatsangehörigkeit des überflogenen Staates
weder besitzt noch in Anspruch nimmt. Er teilt
ferner mit, daß die Auslieferung nicht wegen
einer der in den Artikeln 3 bis 5 des Überein-
kommens bezeichneten strafbaren Handlungen
oder wegen einer Handlung erfolgt, die aus-
schließlich in der Zuwiderhandlung gegen Mono-
polvorschriften oder gegen Vorschriften über die
Ein-, Aus- oder Durchfuhr sowie die Bewirtschaf-
tung von Waren besteht.

Artikel XV

(Zu Artikel 23 des Übereinkommens)

Übersetzungen von Ersuchen, die nach dem
Übereinkommen oder diesem Vertrag gestellt
werden, sowie von beigefügten Unterlagen kön-
nen nicht gefordert werden.

Artikel XVI

Im Sinne dieses Vertrages umfaßt der Ausdruck
„Strafe" auch eine vorbeugende (sichernde) Maß-
nahme.

Artikel XVII

(Zu Artikel 31 des Übereinkommens)

Kündigt eine der beiden Vertragsparteien das
Übereinkommen, so bleibt es zwischen ihnen
weiterhin, zunächst für zwei Jahre, in Kraft.
Diese Frist beginnt sechs Monate nach Eingang
der Notifikation beim Generalsekretär des
Europarates. Sie gilt stillschweigend als für jeweils
ein Jahr erstreckt, es sei denn, daß eine der
beiden Vertragsparteien der anderen sechs
Monate vor dem Ablauf der Frist schriftlich
mitteilt, sie stimme einer weiteren Erstreckung
nicht zu.

Artikel XVIII

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.
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(3) Dieser Vertrag kann jederzeit schriftlich
gekündigt werden; er tritt sechs Monate nach
der Kündigung außer Kraft. Er tritt auch ohne
Kündigung in dem Zeitpunkt außer Kraft, in
dem das Europäische Auslieferungsübereinkom-
men zwischen den Parteien des vorliegenden
Vertrages unwirksam wird.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterschrieben und
mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Bern am 13. Juni 1972 in
zwei Urschriften in deutscher Sprache.

Für die Republik Österreich:

Dr. Bielka m. p.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Graber m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnete Ratifikationsurkunde wurde am 14. No-
vember 1974 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. XVIII Abs. 2 am 14. Dezember
1974 in Kraft.

Kreisky

7 1 8 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DEM AUSTRALISCHEN

BUND ÜBER DIE AUSLIEFERUNG

Die Republik Österreich und der Australische
Bund,

IN DEM WUNSCH, Vorkehrung für die Aus-
lieferung von Personen zu treffen, die strafbarer
Handlungen beschuldigt werden oder schuldig
erkannt worden sind,

HABEN folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1
Jede Vertragschließende Partei verpflichtet sich,

der anderen Vertragschließenden Partei nach
Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages jede
Person auszuliefern, die in ihrem Hoheits-
gebiet betreten und wegen einer im Hoheits-
gebiet der anderen Vertragschließenden Partei
oder, unter den in Artikel 3 Absatz 3 genannten
Umständen, außerhalb dieses Gebietes began-
genen strafbaren Handlung beschuldigt wird
oder schuldig erkannt worden ist.

ARTIKEL 2
(1) Eine Bezugnahme in diesem Vertrag auf

das Hoheitsgebiet einer Vertragschließenden Par-
tei bedeutet die Bezugnahme auf das gesamte
Gebiet unter der Gerichtsbarkeit dieser Partei,
einschließlich des Luftraumes und der Hoheits-
gewässer, sowie auf Schiffe und Luftfahrzeuge,
die dieser Partei gehören oder in ihrem Gebiet
eingetragen sind, falls sich im Zeitpunkt der
«trafbaren Handlung das Schiff auf Hoher See
oder das Luftfahrzeug im Fluge befindet.
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(2) Für die Zwecke dieses Vertrages umfaßt
das unter die Gerichtsbarkeit des Australischen
Bundes fallende Hoheitsgebiet die Gebiete, für
deren internationale Beziehungen der Austra-
lische Bund verantwortlich ist.

ARTIKEL 3

(1) Die Auslieferung wird nur wegen einer
strafbaren Handlung bewilligt, die, gleichgültig,
ob sie in oder außerhalb des Hoheitsgebietes des
ersuchenden Staates begangen wurde, wäre sie
unter gleichartigen Umständen in dem Teil des
Hoheitsgebietes des ersuchten Staates, in dem die
Person betreten wird, begangen worden, eine in
Absatz 4 beschriebene strafbare Handlung bilden
würde.

(2) Die Auslieferung wird nur wegen einer
zur Tatzeit und in dem Zeitpunkt der Ent-
scheidung über das Auslieferungsersuchen nach
dem Recht des ersuchenden und des ersuchten
Staates im Höchstmaß mit einer mindestens ein-
jährigen Freiheitsstrafe bedrohten strafbaren
Handlung bewilligt. Ist die Person wegen der
strafbaren Handlung schuldig erkannt worden,
so muß außerdem eine Freiheitsstrafe in der
Dauer von mindestens vier Monaten noch zu
vollziehen sein.

(3) Die Auslieferung wird wegen einer außer-
halb des Hoheitsgebietes des ersuchenden Staates
begangenen strafbaren Handlung nur bewilligt,
wenn das Recht des ersuchten Staates die Be-
strafung einer außerhalb seines Hoheitsgebietes
unter gleichartigen Umständen begangenen straf-
baren Handlung vorsieht.

(4) Die in Absatz 1 genannten strafbaren
Handlungen sind die folgenden:

1. Mord.
2. Totschlag:
3. Strafbare Handlungen gemäß Artikel III

der Konvention über die Verhütung und
Bestrafung des Völkermordes.

4. Anwendung von Drogen oder Werkzeugen
zur Bewirkung einer Abtreibung.

5. Vorsätzliche schwere Körperverletzung.

6. Notzucht.
7. Widerrechtlicher Beischlaf mit einem Mäd-

chen unter sechzehn Jahren.
8. Vornahme unzüchtiger Handlungen an Per-

sonen des gleichen oder des anderen Ge-
schlechts unter Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt; Schändung.

9. Kuppelei.
10. Zweifache Ehe.
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11. Menschenraub; Entführung; unbefugte Ein-
schränkung der persönlichen Freiheit;
Sklavenhandel.

12. Entführung, Weglegung, Aussetzung oder
widerrechtliche Zurückhaltung eines Kindes.

13. Bestechung.
14. Meineid; Verleitung zum Meineid.
15. Brandlegung.
16. Strafbare Handlungen der Geldfälschung.

17. Urkundenfälschung; Weitergabe von nach-
gemachten oder verfälschten Urkunden.

18. Diebstahl; Veruntreuung; betrügerische
falsche Rechnungslegung; Betrug durch
Vorspiegelung falscher Tatsachen; Hehlerei;
jede andere gegen das Vermögen gerichtete
Betrugshandlung.

19. Untreue.

20. Einbruchsdiebstahl und andere mit Ein-
bruch oder Eindringen in ein Gebäude
verbundene strafbare Handlungen.

21. Raub.
22. Erpressung mittels Drohung oder Amts-

mißbrauch.
23. Betrügerische Krida.

24. Boshafte Beschädigung fremden Eigentums.

25. Vorsätzliche Gefährdung von in einer
Eisenbahn, einem Fahrzeug, Schiff oder
Luftfahrzeug befindlichen Reisenden oder
einer Eisenbahn, eines Fahrzeugs, Schiffes
oder Luftfahrzeugs.

26. Strafbare Handlungen nach gesetzlichen
Vorschriften über gefährliche Betäubungs-
mittel oder Suchtgifte.

27. Piraterie.

28. Widerrechtliche Handlungen gegen die Be-
fehlsgewalt eines Schiffsführers.

29. Widerrechtliche Inbesitznahme eines Luft-
fahrzeugs und die widerrechtliche Aus-
übung der Kontrolle darüber, durch Gewalt
oder Drohung mit Gewalt oder durch jede
andere Form der Einschüchterung.

30. Beihilfe, Verleitung, Anstiftung, Beteiligung
vor oder nach der Tat, Versuch oder Ver-
abredung zur Begehung bei den in diesem
Absatz beschriebenen strafbaren Handlun-
gen.

(5) Die Auslieferung wird auch wegen jeder
anderen strafbaren Handlung bewilligt, derent-
wegen die Auslieferung nach dem Recht beider
Vertragschließenden Parteien gewährt werden
kann.
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ARTIKEL 4

(1) Eine Person wird nicht ausgeliefert, wenn
a) sie wegen der dem Auslieferungsersuchen

zugrunde liegenden strafbaren Handlung
bereits von einem zuständigen Gericht in
dem ersuchten oder einem dritten Staat
nach Durchführung einer Verhandlung
außer Verfolgung gesetzt oder freigespro-
chen worden ist oder bereits eine Strafe
für diese strafbare Handlung nach dem
Recht des ersuchten oder des dritten Staates
erlitten hat;

b) wenn wegen der dem Auslieferungsersuchen
zugrunde liegenden strafbaren Handlung
nach dem Recht des ersuchenden oder des
ersuchten Staates die Strafverfolgung oder
Strafvollstreckung verjährt ist oder aus
einem anderen Rechtsgrund die Strafver-
folgung oder Strafvollstreckung unter-
bleibt;

c) die strafbare Handlung, derentwegen um
die Auslieferung ersucht wird, von dem
ersuchten Staat als eine strafbare Handlung
politischen Charakters angesehen wird;

d) der ersuchte Staat ernstliche Gründe hat
anzunehmen, daß das Auslieferungsersuchen
gestellt worden ist, um die Person wegen
ihrer Rasse, Religion, Nationalität oder
politischen Meinung zu verfolgen oder zu
bestrafen, oder daß die Person nach ihrer
Übergabe wegen ihrer Rasse, Religion,
Nationalität oder politischen Meinung in
dem gegen sie geführten Strafverfahren
benachteiligt, bestraft, in Haft gehalten
oder in ihrer persönlichen Freiheit be-
schränkt werden könnte; oder

e) die strafbare Handlung, derentwegen um
die Auslieferung ersucht wird, eine rein
militärische oder rein fiskalische strafbare
Handlung darstellt.

(2) Die Auslieferung einer Person wird abge-
lehnt, wenn wegen der dem Auslieferungs-
ersuchen zugrunde liegenden strafbaren Hand-
lung gegen sie im ersuchten Staat ein Strafver-
fahren anhängig ist.

ARTIKEL 5

(1) Keine Vertragschließende Partei ist zur
Auslieferung ihrer eigenen Staatsbürger verpflich-
tet.

(2) Für die Zwecke dieses Artikels schließt der
Ausdruck „Staatsbürger" in bezug auf den
Australischen Bund eine unter australischem
Schutz stehende Person ein.

ARTIKEL 6

Eine Person wird nicht ausgeliefert, wenn sie
vor ein Gericht gestellt werden soll, das nur
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vorläufig oder unter besonderen Umständen be-
fugt ist, die dem Auslieferungsersuchen zugrunde
liegende strafbare Handlung zu verhandeln, oder
um deren Auslieferung zum Zwecke der Voll-
streckung einer von einem solchen Gericht ver-
hängten Strafe ersucht wird.

ARTIKEL 7

Wenn die auszuliefernde Person nach dem
Recht des ersuchenden Staates wegen einer dem
Auslieferungsersuchen zugrunde liegenden straf-
baren. Handlung der Todesstrafe unterworfen ist,
aber das Recht des ersuchten Staates in einem
gleichartigen Fall die Todesstrafe nicht vorsieht,
kann die Auslieferung abgelehnt werden, es sei
denn, der ersuchende Staat verpflichtet sich, die
Todesstrafe nicht zu verhängen oder, falls sie
bereits verhängt ist, nicht zu vollstrecken.

ARTIKEL 8

Eine im ersuchten Staat erlassene Amnestie
steht der Auslieferung einer Person nicht ent-
gegen, wenn die dem Auslieferungsersuchen zu-
grunde liegende strafbare Handlung nicht der
Gerichtsbarkeit dieses Staates unterliegt.

ARTIKEL 9

Der ersuchte Staat kann die Auslieferung einer
Person aufschieben, um sie wegen einer anderen
als der dem Auslieferungsersuchen zugrunde
liegenden strafbaren Handlung zu verfolgen oder
um an ihr wegen einer solchen strafbaren Hand-
lung eine Strafe zu vollziehen. Der ersuchende
Staat wird hiervon in Kenntnis gesetzt.

ARTIKEL 10

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 3 darf eine
Person, die nach diesem Vertrag ausgeliefert
worden ist,

a) in dem ersuchenden Staat wegen einer vor
ihrer Auslieferung begangenen strafbaren
Handlung nicht in Haft gehalten, vor Ge-
richt gestellt oder irgendeiner anderen Ein-
schränkung ihrer persönlichen Freiheit
unterworfen werden, es sei denn

i) wegen einer strafbaren Handlung,
derentwegen sie ausgeliefert worden
ist, oder wegen einer anderen, in Arti-
kel 3 genannten strafbaren Handlung,
derentwegen sie auf Grund des erwie-
senen, dem Auslieferungsersuchen zu-
grunde gelegenen Sachverhalts schul-
dig erkannt werden könnte; oder

ii) wegen anderer in Artikel 3 genannter
strafbarer Handlungen, derentwegen
der ersuchte Staat die Zustimmung er-
teilt hat, daß sie in Haft gehalten, vor
Gericht gestellt oder irgendeiner an-
deren Beschränkung ihrer persönlichen
Freiheit unterworfen wird; oder
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b) an einen dritten Staat nicht ausgeliefert
werden, es sei denn, der ersuchte Staat
stimmt dieser Auslieferung zu.

(2) Einem Ersuchen um die Erteilung der
Zustimmung durch den ersuchten Staat nach
diesem Artikel sind eine Abschrift des Protokolls
über die Erklärungen der ausgelieferten Person
zu der in Betracht kommenden strafbaren Hand-
lung und die in Artikel 11 Abs. 2 lit. a bis d
angeführten Urkunden anzuschließen.

(3) Absatz 1 dieses Artikels findet keine An-
wendung, wenn die Person den ersuchenden
Staat verlassen hat oder innerhalb eines Zeit-
raumes von 45 Tagen von dem Tag, an dem sie
rechtmäßig und endgültig freigelassen wurde, die
Möglichkeit hatte, den ersuchenden Staat zu
verlassen, dies aber nicht getan hat.

ARTIKEL 11

(1) Ein Ersuchen um Auslieferung einer Person
wird schriftlich gestellt.

(2) Dem Ersuchen werden beigefügt,
a) wenn die Person einer strafbaren Handlung

beschuldigt wird oder in Abwesenheit ver-
urteilt worden ist, ein gehörig beglaubigter
Haftbefehl sowie solche gehörig beglaubig-
ten Urkunden, die nach dem Recht des
ersuchten Staates ihre Verhaftung und die
Durchführung einer Hauptverhandlung
gegen sie für den Fall rechtfertigen würden,
daß die strafbare Handlung im Hoheits-
gebiet des ersuchten Staates begangen wor-
den wäre;

b) wenn die Person wegen einer strafbaren
Handlung schuldig erkannt worden ist,
solche gehörig beglaubigten Urkunden, die
den Nachweis ihrer rechtskräftigen Ver-
urteilung erbringen, sowie eine Darstellung,
aus der ersichtlich ist, welche Strafe über die
Person verhängt wurde und in welchem
Maß diese Strafe nicht vollstreckt worden
ist;

c) eine Bezeichnung und Schilderung der dem
Auslieferungsersuchen zugrunde liegenden
strafbaren Handlung, soweit sie nicht in
den vorerwähnten Urkunden enthalten ist;

d) eine Abschrift der etwa in Betracht kom-
menden gesetzlichen Bestimmungen über
die strafbare Handlung oder eine Dar-
stellung des anzuwendenden Rechts sowie,
in beiden Fällen, eine Darstellung der
Strafe, die wegen der strafbaren Handlung
verhängt werden kann;

e) eine möglichst genaue Beschreibung der
Person und alle sonstigen Angaben, die der
Feststellung ihrer Identität dienen können.
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ARTIKEL 12

(1) Eine Urkunde, die einem Auslieferungs-
ersuchen beigefügt ist, wird, wenn sie gehörig
beglaubigt ist, in dem ersuchten Staat in jedem
Auslieferungsverfahren als Beweismittel zuge-
lassen.

(2) Im Sinne dieses Vertrages ist eine Urkunde
gehörig beglaubigt, wenn sie

a) im Fall eines Haftbefehls von einem Rich-
ter, richterlichen Beamten oder einem an-
deren zuständigen Beamten des ersuchen-
den Staates unterschrieben und in jedem
anderen Fall von einem solchen Richter
oder Beamten als richtig bestätigt worden
ist und

b) mit dem Amtssiegel eines Staatsministers
des ersuchenden Staates versehen ist.

ARTIKEL 13

(1) Ist der ersuchte Staat der Ansicht, daß die
zur Unterstützung des Auslieferungsersuchens
zur Verfügung gestellten Beweismittel oder An-
gaben nicht ausreichen, um die Auslieferung zu
bewilligen, so kann er darum ersuchen, daß
innerhalb einer von ihm bestimmten Frist er-
gänzende Beweismittel oder Angaben zur Ver-
fügung gestellt werden.

(2) Werden die ergänzenden Beweise oder
Angaben innerhalb der bestimmten Frist nicht
zur Verfügung gestellt, so entscheidet der er-
suchte Staat über das Auslieferungsersuchen auf
der Grundlage der bereits vorhandenen Beweise
und Angaben.

ARTIKEL 14

(1) In dringenden Fällen kann der ersuchende
Staat bis zur Stellung eines Auslieferungser-
suchens um die vorläufige Festnahme der Person
ersuchen.

(2) Dem Ersuchen werden beigefügt

a) eine Erklärung, daß um die Auslieferung
der Person ersucht werden wird;

b) eine Erklärung, daß von einem Richter,
richterlichen Beamten oder einem anderen
zuständigen Beamten des ersuchenden Staa-
tes ein Haftbefehl gegen die Person wegen
der behaupteten Begehung der strafbaren
Handlung erlassen worden ist, derentwegen
um ihre Auslieferung nach diesem Vertrag
ersucht werden kann, oder daß die Person
in dem ersuchenden Staat wegen einer
solchen strafbaren Handlung schuldig er-
kannt worden ist und

c) gegebenenfalls weitere Angaben, die nach
dem Recht des ersuchten Staates die Fest-
nahme der Person ohne Erlassung eines
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Haftbefehls oder die Erlassung eines Haft-
befehls gegen sie rechtfertigen würden,
wenn die strafbare Handlung in diesem
Staat begangen worden wäre.

(3) Die Behörden des ersuchten Staates ent-
scheiden über das Ersuchen gemäß dem Recht
dieses Staates.

(4) Wird ein Ersuchen um Auslieferung einer
Person, die auf Grund eines solchen Ersuchens
in Haft genommen worden ist, nicht innerhalb
von 40 Tagen nach ihrer Festnahme gemäß
diesem Vertrag gestellt, so kann sie enthaftet
werden. Dieser Absatz hindert jedoch nicht die
Einleitung eines neuerlichen Auslieferungsver-
fahrens, wenn ein solches Ersuchen nachträglich
gestellt wird.

ARTIKEL 15

Eine Person, die nicht innerhalb von 60 Tagen
nach Bewilligung ihrer Auslieferung oder, wenn
zur Prüfung der Zulässigkeit der Bewilligung ein
Verfahren durchgeführt wird, innerhalb von
60 Tagen nach der in diesem Verfahren ergan-
genen Entscheidung aus dem ersuchten Staat
weggeschafft wird, kann enthaftet werden, und
der ersuchte Staat kann ihre Auslieferung wegen
derselben strafbaren Handlung ablehnen.

ARTIKEL 16

Wird die Auslieferung einer Person bewilligt,
so wird diese von den zuständigen Behörden des
ersuchten Staates zu einem zwischen den Vertrag-
schließenden Parteien zu vereinbarenden Zeit-
punkt zu einem gleichfalls zu vereinbarenden
Hafen oder Flugplatz im Hoheitsgebiet des er-
suchten Staates gebracht.

ARTIKEL 17
Kosten, die wegen der Auslieferung im Ho-

heitsgebiet des ersuchten Staates auflaufen, wer-
den von diesem Staat getragen. Der ersuchende
Staat trägt jedoch alle Kosten, die durch seine
rechtsfreundliche Vertretung vor den Gerichten
des ersuchten Staates und durch die Wegschaffung
der Person von dem in Artikel 16 genannten
Hafen oder Flugplatz entstehen.

ARTIKEL 18
(1) Im Falle der Bewilligung der Auslieferung

übergibt der ersuchte Staat, soweit es sein Recht
zuläßt, dem ersuchenden Staat alle Gegenstände
einschließlich Geldbeträge,

a) die als Beweis der strafbaren Handlung
dienen können oder

b) die von der Person als Ergebnis der straf-
baren Handlung erlangt worden und in
ihrem Besitz sind.

(2) Unterliegen diese Gegenstände der Beschlag-
nahme oder dem Verfall im Hoheitsgebiet des
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ersuchten Staates, so kann sie dieser im Zusam-
menhang mit einem anhängigen Verfahren zeit-
weilig zurückbehalten oder unter der Bedingung
übergeben, daß sie nach Beendigung des Ver-
fahrens gegen die ausgelieferte Person kostenlos
zurückgestellt werden.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2
beeinträchtigen nicht die Rechte des ersuchten
Staates oder anderer Personen als der auszu-
liefernden Person. Bestehen solche Rechte, so
werden die Gegenstände auf Verlangen des er-
suchten Staates nach Abschluß des Verfahrens
gegen die ausgelieferte Person diesem Staat
kostenlos zurückgestellt.

ARTIKEL 19

Urkunden, die von einer Vertragschließenden
Partei der anderen Vertragschließenden Partei
gemäß diesem Vertrag übermittelt werden und
nicht in der Sprache dieser Vertragschließenden
Partei abgefaßt sind, wird eine Übersetzung in
diese Sprache beigefügt.

ARTIKEL 20

(1) Erhält der ersuchte Staat von dem ersuchen-
den Staat und von einem oder mehreren anderen
Staaten Ersuchen um Auslieferung derselben Per-
son, so entscheidet er nach Maßgabe seiner ver-
traglichen Verpflichtungen den anderen Staaten
gegenüber, an welchen dieser Staaten sie ausge-
liefert werden soll.

(2) Bei der Entscheidung, an welchen Staat
die Person ausgeliefert werden soll, berücksichtigt
der ersuchte Staat alle Umstände, insbesondere
die verhältnismäßige Schwere der den Ausliefe-
rungsersuchen zugrunde liegenden strafbaren
Handlungen, den Ort ihrer Begehung, den Zeit-
punkt des Einlangens der Ersuchen, die Staats-
angehörigkeit der Person und ihren gewöhnlichen
Aufenthaltsort.

ARTIKEL 21

(1) Wenn
a) eine Person wegen einer strafbaren Hand-

lung von einem dritten Staat an eine Ver-
tragschließende Partei durch das Hoheits-
gebiet der anderen Vertragschließenden
Partei durchgeliefert werden soll und

b) die Person wegen dieser strafbaren Hand-
lung von der anderen Vertragschließenden
Partei an die zuerst genannte Vertrag-
schließende Partei unter den Voraus-
setzungen dieses Vertrages ausgeliefert wer-
den könnte,

wird die andere Vertragschließende Partei auf
Ersuchen die Durchlieferung dieser Person durch
ihr Hoheitsgebiet bewilligen.
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(2) Einem Durchlieferungsersuchen werden bei-
gefügt

a) eine im ersuchenden Staat verfaßte und
gehörig beglaubigte Abschrift eines Haft-
befehls oder einer Bestätigung mit dem
Nachweis der Verurteilung der Person, und

b) diejenigen Urkunden die nach Artikel 11
Absatz 2 lit. c und d im Falle eines Aus-
lieferungsersuchens beizufügen wären.

ARTIKEL 22

(1) Wenn

a) eine Person, die von einem dritten Staat
an eine Vertragschließende Partei ausge-
liefert und mit dem Flugzeug ohne Zwi-
schenlandung über das Hoheitsgebiet der
anderen Vertragschließenden Partei beför-
dert werden soll, und

b) die Durchlieferung dieser Person durch das
Hoheitsgebiet nach Artikel 21 zulässig wäre,

so verständigt die zuerst genannte Vertragschlie-
ßende Partei die andere Vertragschließende Partei
von der beabsichtigten Beförderung der Person
und bestätigt ihr, daß die Beförderung mit
Artikel 21 vereinbar ist und insbesondere daß
die Person nicht Staatsangehöriger der anderen
Vertragschließenden Partei ist.

(2) Landet ein Flugzeug, mit dem eine Person
auf diese Weise befördert wird, unvorhergesehen
im Hoheitsgebiet einer Vertragschließenden Par-
tei, so kann diese die Durchlieferung bewilligen.
Wird die Durchlieferung nicht bewilligt,

a) so kann die Person bis zum Einlangen eines
Durchlieferungsersuchens oder Ausliefe-
rungsersuchens in Haft gehalten werden;

b) eine nach Absatz 1 erfolgte Mitteilung gilt
als gehörig gestelltes Ersuchen um vor-
läufige Festnahme der Person gemäß Arti-
kel 14.

ARTIKEL 23

(1) Der Schriftwechsel zwischen den Vertrag-
schließenden Parteien wird auf dem diplomati-
schen Weg geführt.

(2) Ein Ersuchen nach Artikel 14 dieses Ver-
trages kann auch durch Vermittlung der Inter-
nationalen Kriminalpolizeilichen Organisation —
Interpol — gestellt werden.
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ARTIKEL 24

Dieser Vertrag findet auf strafbare Handlungen
Anwendung, die am oder nach dem Tage des
Inkrafttretens dieses Vertrages, mutmaßlich oder
tatsächlich, begangen worden sind oder begangen
werden.

ARTIKEL 25

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation.

(2) Die Ratifikationsurkunden werden so bald
wie möglich in Wien ausgetauscht.

(3) Dieser Vertrag tritt am neunzigsten Tag
nach dem Tag in Kraft, an dem die Ratifikations-
urkunden ausgetauscht worden sind.

(4) Jede der Vertragschließenden Parteien kann
diesen Vertrag jederzeit durch schriftliche Noti-
fikation kündigen. Der Vertrag tritt am hundert-
achtzigsten Tag nach dem Tag der Notifikation
außer Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihren
Regierungen hierzu gehörig Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterzeichnet.

GESCHEHEN in zweifacher Urschrift in Can-
berra am 29. März tausendneunhundertsiebzig-
drei in deutscher und englischer Sprache, wobei
beide Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Pein m. p.

Für den Australischen Bund:

Whitlam m. p.

Die vom gemäß Art. 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübenden Bundeskanzler unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 7. November 1974 ausgetauscht; der Vertrag tritt somit gemäß seinem Art. 25
Abs. 3 am 5. Feber 1975 in Kraft.

Kreisky


